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Kindesvermögen – Erbschaft - Liegenschaftenverkauf

Im Jahr 2000 ist der Vater zweier unmündiger Kinder verstorben. Das damals aufgenommene Kindesvermögensinventar enthält lediglich je ein Sparheft der beiden Kinder. Die Eigentumswohnung,  an welcher die Kinder nach dem Tod ihres Vaters ebenfalls beteiligt sind, wurde nicht in das Kindesvermögensinventar aufgenommen. Die Mutter will die Wohnung  verkaufen und in einer anderen Gemeinde eine Eigentumswohnung erwerben. Der die beiden Kaufverträge beurkundende Notar ersucht um die Zustimmung der Vormundschaftsbehörde zum Verkaufsvertrag der bisherigen und zum Kaufvertrag der neuen Eigentumswohnung. 

Der Sozialdienst stellt folgende Fragen:

1. Ist für die beiden Kinder eine Vertretungsbeistandschat zu errichten, da der Verkauf der Wohnung auch die Vermögenssituation der Kinder betrifft, welche schlussendlich am gleichen Nachlass beteiligt sind?

2. Ist das bereits bestehende Kindesvermögensinventar nachträglich zu ergänzen mit den Vermögenswerten aus der Eigentumswohnung?

3. Ist der Verkauf der Wohnung von der VB zu bewilligen, und im Anschluss von der Aufsichtsbehörde, da es sich um einen Freihandverkauf handelt?

4. Kann die Mutter eine neue Wohnung kaufen und das Kindesvermögen (aus dem Liegenschaftsverkauf) dafür mitverwenden, resp. wie kann das Kindesvermögen geschützt werden in dieser Hinsicht.

5. Ist von der VB eine weitere Bewilligung einzuholen, wenn die Mutter die Wohnung in einer anderen Gemeinde kauft.

6. Wie muss die Belastung der Wohnung (Hypothekarschuld) berücksichtigt werden für das Kindesvermögen?

Erwägungen

1. Gemäss Art. 306 Abs. 2 ZGB finden die Bestimmungen über die Vertretungsbeistandschaft Anwendung, wenn die Eltern in einer Angelegenheit Interessen haben, die denen des Kindes widersprechen. Ob ein Interessenkonflikt vorliegt, ist abstrakt und nicht konkret zu bestimmen, d.h. es ist nicht darauf abzustellen, wie viel Vertrauen der gesetzliche Vertreter im Einzelfall verdient.
 Für den Verkauf der Eigentumswohnung ist für die Kinder grundsätzlich eine Vertretungsbeistandschaft gemäss Art. 392 Ziff. 2 ZGB zu errichten. Unter Umständen kann die Vormundschaftsbehörde trotz Vorliegens einer Interessenkollision von der Errichtung einer Vertretungsbeistandschaft absehen und die Angelegenheit durch eigenes Handeln erledigen
 

Das eigene Handeln der Vormundschaftsbehörde kommt namentlich in liquiden Fällen, die ohne weitere Abklärungen einfach und rasch zu lösen sind in Frage. In diesen Fällen würde die Beistandschaft nur eine unnötige Formalität darstellen und gegen den Grundsatz der Verhältnismässigkeit verstossen
 
Ob im vorliegenden Fall eine Beistandschaft errichtet werden muss oder ob die Vormundschaftsbehörde die Zustimmung zu den beiden Rechtsgeschäften direkt erteilen kann, hängt davon ab, ob der Erbanspruch der beiden Kinder bereits festgestellt worden ist oder nicht. Die Tatsache, dass beim Tod des Vaters lediglich die beiden Sparhefte in das Kindesvermögensinventar aufgenommen worden sind, lässt vermuten, dass keine güterrechtliche und erbrechtliche Auseinandersetzung stattgefunden hat; diese müsste nun nachgeholt werden, um Klarheit zu haben über die Erbansprüche der beiden Kinder
.

2. Falls aus der nachträglichen erbrechtlichen Auseinandersetzung ein Erbanspruch der Kinder resultiert, ist das Kindesvermögensinventar entsprechend zu ergänzen. 

3. Gemäss Art. 404 ZGB hat die Veräusserung von Grundstücken nach Weisung der Vormundschaftsbehörde zu erfolgen und ist nur in den Fällen zu gestatten, wo die Interessen des Bevormundeten es erfordern. Der Verkauf einer Wohnung im Stockwerkeigentum fällt unter diese Bestimmung (Art. 655 i.V. m. Art. 712a ZGB). Der Verkauf erfolgt grundsätzlich durch öffentliche Versteigerung unter Vorbehalt der Genehmigung des Zuschlags durch die Vormundschaftsbehörde erfolgen (Art. 404 Abs. 2 i.V. mit 421. Ziff. 1 ZGB). Mit Genehmigung der Aufsichtsbehörde kann er ausnahmsweise aus freier Hand stattfinden (Art. 404 Abs. 3 ZGB). Auch in diesem Fall hat die Vormundschaftsbehörde dem Verkauf zuzustimmen.

4. Die Vormundschaftsbehörde hat zum Kauf einer neuen Wohnung, die teilweise mit Mitteln aus dem Erbanspruch der Kinder finanziert wird, die Zustimmung gemäss Art. 421 Ziff. 1 ZGB zu . erteilen. Der Schutz des Kindesvermögens kann über eine grundpfandrechtliche Sicherung nach den Bestimmungen über die Grundpfandverschreibung gemäss Art. 824 ff. ZGB erfolgen.

5. Die Bewilligung der Vormundschaftsbehörde muss eingeholt werden, unabhängig davon, in welcher Gemeinde die zu erwerbende Wohnung steht. Für die Bestimmung der örtlichen  Zuständigkeit ist der zivilrechtliche Wohnsitz der Inhaberin der elterlichen Sorge im Zeitpunkt der Abwicklung der zustimmungsbedürftigen Rechtsgeschäfte massgebend.

6. Das Hypothekardarlehen, das im Zeitpunkt des Todes des Vaters bestand, findet als Forderung Eingang in die güterrechtliche und erbrechtliche Auseinandersetzung.  Es schmälert das zu verteilende Nachlassvermögen.

HSA Luzern

Christoph Häfeli

15.07.2004
� Vgl. BGE 118 II 105; vgl. auch BGE 107 II 109 f.; Berner Kommentar, Schnyder Bernhard/Murer Erwin, Bern 1984, Art. 392 N 84 f. (zit. BK-Schnyder/Murer)


� BSK-Langenegger N 28 Art. 392 ZGB


� a.a.O. N 14 Art. 392 ZGB mit Hinweisen


� Eine Anleitung dazu findet sich in Mustersammlung Kindes- und Adoptionsrecht, 3. Auflage Zürich 1997, Muster 412 Variante C, S. 117 ff.
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